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Kenntnis

Tagesordnungspunkt:

Beschluss einer Empfehlung zum Thema "Inklusionspädagogische Konzeption" 

Beschlussvorschlag:

Die Empfehlung der Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe zur Erstellung 
einer pädagogischen Konzeption einer Kindertageseinrichtung wird gemäß Vorlage 
Nr.14/4285 beschlossen.

Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung
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Zusammenfassung: 

 

Die Vorlage berührt insbesondere die Zielsetzungen Z4. „Den inklusiven Sozialraum mit-

gestalten“ und Z10. „Das Kindeswohl und Kinderrechte im LVR als inklusiven 

Mainstreaming-Ansatz schützen“ des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behinder-

tenrechtskonvention. 

In gemeinsamer Abstimmung der Landesjugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe 

wurde eine Empfehlung zur Erstellung einer inklusionspädagogischen Konzeption 

entwickelt. Diese stellt Inklusion als gesamtgesellschaftliche Aufgabe in den Fokus der 

pädagogischen Arbeit.  

Eine nach der Empfehlung erstellte Konzeption erfüllt die Anforderungen an ein 

Fachkonzept im Sinne des Landesrahmenvertrages nach § 131 SGB IX und reagiert auf 

Bedarfe aus der Praxis nach stärkerer inhaltliche Orientierungen und Hilfestellungen bei der 

Konzeptionsentwicklung. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/4285: 
 

Empfehlung zur Erstellung einer inklusionspädagogischen Konzeption  
 

Die beiden Landesjugendämter entwickelten in Abstimmung mit den freien Trägern und 

den kommunalen Spitzenverbänden eine Empfehlung zur Erstellung einer 

inklusionspädagogischen Konzeption, die auch die Qualitätsanforderungen eines 

Fachkonzeptes im Sinne des Landesrahmenvertrages nach § 131 SGB IX für NRW erfüllt. 

Die Notwendigkeit zur Überarbeitung der ursprünglichen Arbeitshilfe zur 

Konzeptentwicklung der Landesjugendämter ergab sich zum einen aus dem Inkrafttreten 

des Bundesteilhabegesetzes und der im Landesrahmenvertrag geforderten 

inklusionspädagogischen Konzeption. Untermauert wurden diese Entwicklungen durch die 

Ergebnisse der Rheinland Kita Studie, nach der die inhaltliche Gewichtung des Themas 

„Inklusion“ in der pädagogischen Konzeption bisher nicht hinreichend platziert wurde.  

Darüber hinaus wurde der Wunsch der Träger und Einrichtungen nach einer stärker 

inhaltlichen Orientierung der „Arbeitshilfe zur Erstellung einer pädagogischen Konzeption“ 

an das Landesjugendamt herangetragen.  

 

Die Konzeption einer Kindertageseinrichtung ist einerseits Grundlage für das Erhalten einer 

Betriebserlaubnis, zum anderen legt sie pädagogische Standards für die Arbeit in der 

Einrichtung fest und trägt zur Qualitätsentwicklung bei. Die Erstellung und Entwicklung 

einer pädagogischen Konzeption ist als unverzichtbare Maßnahme zur Qualitätsentwicklung 

und -sicherung in Tageseinrichtungen in § 22a Absatz 1 SGB VIII gesetzlich verankert. 

 

Bereits im Jahr 2014 erschien eine gemeinsame Arbeitshilfe der Landesjugendämter mit 

dem Titel: „Arbeitshilfe zur Erstellung einer pädagogischen Konzeption für 

Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen“. Diese sollte eine Orientierung geben, 

welche Gesetzgebungen in Verbindung mit welchen Themen- und Bildungsbereichen bei 

der Erstellung einer Konzeption beachtet und ausgeführt werden müssen.  

Die aktuelle Empfehlung löst die alte Arbeitshilfe somit durch die entsprechende Adaption 

an aktuelle Entwicklungen und die Formulierung von Standards zur 

Konzeptionsentwicklung ab. Dabei verknüpfen Reflexionsfragen am Ende eines Kapitels die 

theoretischen Anregungen mit alltagspraktischen Fragen.  

 

Die inklusionspädagogische Konzeption bietet für die Kindertagesbetreuung nicht nur eine 

Hilfestellung und Orientierung, sondern sensibilisiert darüber hinaus für die Themen 

„Inklusion“ und „Vielfalt“ als zentrale Schwerpunkte.  Richtungsweisend sind hierbei die 

Ergebnisse der Rheinland-Kita-Studie aus dem Jahr 2019, durch die der Bedarf nach einer 

stärkeren Fokussierung von „Inklusion“ in der Konzeption deutlich wird. Eine Vielzahl der 

Einrichtungen gab an, über kein inklusives pädagogisches Konzept zu verfügen. Bei jeder 
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fünften Einrichtung mit Kindern mit (drohender) Behinderung (21%) enthält das 

Einrichtungskonzept keinen Bezug zum Thema Inklusion, bei Einrichtungen ohne Kinder 

mit Behinderung (55%) sogar bei mehr als jeder zweiten. Die Schwerpunktsetzung 

„inklusionspädagogisch“ unterstützt die Fokussierung von „Inklusion“ in der Konzeption 

und versteht diese als gesamtgesellschaftliche Aufgabe, allen Menschen eine 

selbstbestimmte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen und Barrieren, die eine 

Teilhabe behindern, abzubauen.     

Mit Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes zum 01.01.2020 wurden die 

Landesjugendämter zudem Leistungsträger der Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderung. Die Erstellung eines Fachkonzeptes bzw. die Erstellung einer 

inklusionspädagogischen Konzeption und deren regelmäßige Fortschreibung ist Teil der 

strukturellen Anforderungen an den Erhalt von heilpädagogischen Leistungen.    

Eine im Sinne der Empfehlung erstellte inklusionspädagogische Konzeption sichert die 

Teilhabechancen aller Kinder und erfüllt damit auch die Qualitätsanforderungen eines 

Fachkonzeptes im Sinne des Landesrahmenvertrages nach § 131 SGB IX für NRW. 

 

Aus Sicht der Landesjugendämter ergibt sich das Erfordernis, eine Konzeption inklusiv zu 

gestalten, rechtlich zu verankern, um eine inklusive Grundhaltung, die Unterschiedlichkeit 

als Bereicherung ansieht, als Fundament pädagogischen Handelns zu sehen. 

 

 

 

In Vertretung  

 

B A H R – H E D E M A N N  
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